Deutscher Bundestag 
6. Wahlperiode 


Drucksache VI/1662 


Sachgebiet 2171 


Der Bundesminister für Jugend, 
Familie und Gesundheit 

J 3 - 1980-2.7 


Bonn- Bad Godesberg 1, den 28. Dezember 1970 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Förderung von Fernschulen nach dem Ausbildungs- 
förderungsgesetz 

Bezug: Kleine Anfrage der Abgeordneten Rollmann und Ge- 
nossen 

— Drucksache VI/1597 — 


Die Kleine Anfrage der Abgeordnten Rollmann und Genossen 
beantworte ich wie folgt: 


1. Hält die Bundesregierung es für angebracht, auch Teilnehmer 
an privaten Fernlehrgängen, die sich auf staatliche oder öffent- 
lich-rechtliche Prüfungen vorbereiten, entsprechend den Schülern 
von Abendgymnasien und Kollegs zu fördern? 

Die Bundesregierung hält es nicht für angebracht, die Teil- 
nehmer an privaten Fernlehrgängen, die sich auf staatliche oder 
öffentlich-rechtliche Prüfungen vorbereiten, schlechthin wie 
Schüler an Abendgymnasien und Studierende an Kollegs zu 
fördern. Ihre Förderung sollte vielmehr nur erfolgen, soweit 
Fernlehrgänge unter denselben Zugangsvoraussetzungen auf 
denselben Abschluß vorbereiten wie die im Ersten Ausbildungs- 
förderungsgesetz in § 2 Abs. 1 bezeichneten oder durch eine 
Rechts Verordnung nach § 2 Abs. 2 bestimmten Ausbildungs- 
stätten. Danach sollen beispielsweise die Teilnehmer an einem 
Femlehrgang, der zu einer allgemeinen oder fachgebundenen 
Hochschulreife führt, wie Schüler von Abendgymnasien ge- 
fördert werden. 


2. Sieht die Bundesregierung dazu nach dem geltenden Ausbil- 
dungsförderungsgesetz eine rechtliche Möglichkeit? Wenn nein, 
befürwortet sie eine Änderung des Gesetzes? 


Nach dem Ersten Ausbildungsförderungsgesetz, das seit dem 
1. Juli 1970 in Kraft ist, wird Ausbildungsförderung nur für den 
Besuch der in § 2 Abs. 1 bezeichneten oder nach Absatz 2 be- 
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stimmten Ausbildungsstätten geleistet. In all diesen Ausbil- 
dungsstätten findet ausschließlich Präsenzunterricht statt. Lehr- 
gänge des Fernunterrichts in den Förderungsbereich dieses Ge- 
setzes einzubeziehen hat der Deutsche Bundestag nach mehr- 
fachen eingehenden Erörterungen abgelehnt. Eine rechtliche 
Möglichkeit, die Teilnahme an Fernunterrichtslehrgängen Zu 
fördern, besteht daher nach dem Ersten Ausbildungsförderungs- 
gesetz nicht. 

Die Förderung dieser Ausbildungsart unter bestimmten Voraus- 
setzungen ist jedoch im Entwurf eines Bundesausbildungsförde- 
rungsgesetzes vorgesehen, in dem der Förderungsbereich des 
Ersten Ausbildungsförderungsgesetzes und der Bereich der 
Höheren Fachschulen, Akademien und Hochschulen zusammen- 
gefaßt sind. Der Entwurf wird demnächst den gesetzgebenden 
Körperschaften des Bundes vorgelegt werden. 


In Vertretung 

Heinz Westphal 
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